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Vorwort 
 
 
Am 1. Dezember 2009 sind mit dem Vertrag von Lissabon der neue 

Vertrag über die Europäische Union (EUV) und der Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) in Kraft getreten. In 
Art. 6 Abs. 1 EUV erkennt die Union die Rechte, Freiheiten und 
Grundsätze der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
(GRCh) ausdrücklich an und erhebt diese in den Rang des primären 
Unionsrechts. Der Vertrag von Lissabon bewirkt damit eine rich-
tungsweisende Stärkung des Schutzes von Beschäftigten vor Benach- 
teiligungen. Art. 21 Abs. 1 GRCh enthält ein nahezu umfassendes 
Diskriminierungsverbot. Art. 23 GRCh betont die Gleichheit von 
Männern und Frauen in allen Bereichen, einschließlich der Beschäfti-
gung, der Arbeit und des Arbeitsentgelts.  

Mit der ausdrücklichen Verankerung des Schutzes vor Diskriminie-
rungen im primären Unionsrecht in Verbindung mit der neuesten 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (v. 19. 1. 2010, NZA 
2010, 85 ff. – Kücükdeveci) werden dem Rechtsanwender klare Vorga-
ben gemacht. Viele umstrittene Fragen, insbesondere zu den Grenzen 
einer richtlinienkonformen Auslegung des nationalen Rechts, werden 
dadurch beantwortet. Allein diese Veränderungen machen eine Neu-
auflage des Kommentars erforderlich.  

Die Rechtsprechung – insbesondere des Bundesarbeitsgerichts – hat 
seit der ersten Auflage zu einer Vielzahl zentraler Fragen des AGG 
Stellung genommen. Dies betrifft etwa Fragen der Diskriminierung 
wegen des Alters, denen in der Praxis eine besondere Bedeutung  
zukommt, aber auch die Ausformung der Beweislastregeln und des 
Entschädigungsanspruchs. Auch dies bedingt eine Neuauflage des 
Kommentars. Mit der Neuauflage wenden wir uns gezielt an den ar-
beitsrechtlich interessierten Leser. Von einer Kommentierung der zivil-
rechtlichen Vorschriften haben wir abgesehen. Der Kommentar legt 
konsequent die durch den Vertrag von Lissabon geschaffene Rechts-
lage und die Terminologie der aktuellen Rechtsprechung des EuGH 
zugrunde. Entsprechend wird das Europarecht als „Unionsrecht“ be-
zeichnet, die europarechtskonforme Auslegung als „unionsrechtskon-
forme Auslegung“.  

Die Neuauflage bringt den Kommentar auf den Stand Juli 2010.  
Besonderen Dank schulden wir unseren Kolleginnen Dr. Vanessa 

Reimann und Dr. Verena Steenfatt sowie unserem Kollegen Manuel Mil-
de, die uns bei der Erstellung des Manuskripts tatkräftig unterstützt ha-
ben. Besonderen Dank schulden wir auch unseren Assistentinnen Susan 
Kuhse, Rosita Kleindienst und Madlen Franke, die alle Schreibarbeiten in 
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gewohnt hoher Qualität und mit äußerster Zuverlässigkeit erledigt ha-
ben.  

Schließlich bedanken wir uns bei den Kolleginnen und Kollegen 
unserer Sozietät RAUE LLP, die uns für Diskussionen zur Verfügung 
standen und zahlreiche Anregungen gegeben haben.  

 
Berlin, im Juli 2010 Gernod Meinel 
 Judith Heyn 
 Sascha Herms 
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